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· Arbeitsmarktpolitik: Förderung in Dortmund

· Familien gewinnen

- Stand: 16.02.2004 -

Vermerk Steuerreform, Stand: 13.02.2004

Kurswechsel in der Steuerpolitik:

Mit unserer Steuerpolitik haben wir die Kohlsche Umverteilung von unten nach oben gestoppt. Entlastungen haben wir seit 1998 dort vorgenommen, wo es ökonomisch und aus Gründen der sozialen Gerechtigkeit nötig war: bei Arbeitnehmern mit kleinen und mittleren Einkommen, Familien und mittelständischen Unternehmen.

( Jeder vierte Arbeitnehmer zahlt keine Einkommensteuer mehr. Das sind knapp 8 Mio. Steuerpflichtige.

( Eine Familie mit zwei Kindern und einem Jahreseinkommen bis 37.300 Euro bezahlt keine Steuern mehr. (Kindergeld mit eingerechnet)

· Wir haben den Eingangssteuersatz deutlich gesenkt:
von rund 26 Prozent in 1998 auf 16 Prozent in 2004. 

ab 2005 gilt ein Eingangssteuersatz von 15 Prozent.

· Wir haben den Grundfreibetrag erhöht:

von 6.300 Euro (12.300 DM) in 1998 auf 7.664 Euro in 2004. 

· Den Spitzensteuersatz haben wir vermindert:

von 56 Prozent in 1998 auf 45 Prozent in 2002. 

ab 2005 gilt ein Spitzensteuersatz von 42 Prozent.

Mittelstand und Handwerk profitieren (zumeist Personenunternehmen).

· Allein für 2004 haben wir ein Entlastungsvolumen von 15 Mrd. Euro erreicht. 

In 2005 werden die Bürger um weitere 6,5 Mrd. Euro entlastet.

Die Gesamtentlastung durch die Steuerreform seit 1998 beträgt bis heute insgesamt knapp 50 Mrd. Euro.

Familien und Arbeitnehmer profitieren

Kleine Einkommen und Familien profitieren prozentual am stärksten, 

mit steigendem Einkommen nimmt die Entlastung ab.

Mehr als 70 % der Steuerentlastungen kommen Arbeitnehmern und Familien zugute.

Zusätzlich haben wir das Kindergeld drei Mal angehoben: 

von 112 Euro (1998) auf 154 Euro.

Allein dadurch hat eine Familie mit zwei Kindern rund 1.000 Euro im Jahr mehr zur 

Verfügung als 1998.

Entlastungsbeispiele (1998 – 2004, Lohnsteuer incl. Soli)
Familien

Familie mit 2 Kindern und einem Jahreseinkommen von 20.000 Euro: 
Entlastung um 590 Euro (100 Prozent weniger als 1998, keine Lohnsteuer mehr) 

Familie mit 2 Kindern und einem Jahreseinkommen von 25.000 Euro: 
Entlastung um 1.020 Euro (61 Prozent weniger als 1998)

Familie mit 2 Kindern und einem Jahreseinkommen von 30.000 Euro: 
Entlastung um 1.343 Euro (44 Prozent weniger als 1998) 

Alleinerziehende mit 1 Kind

Alleinerziehende mit 1 Kind und einem Jahreseinkommen von 20.000 Euro:

Entlastung um 432 Euro (20 Prozent weniger als 1998)

Alleinerziehende mit 1 Kind und einem Jahreseinkommen von 30.000 Euro:

Entlastung um 619 Euro (11 Prozent weniger als 1998)

Was wollen CDU/CSU?

· CDU/CSU haben im Vermittlungsausschuss eine noch stärkere Entlastung (um weitere 6,5 Mrd. Euro) bereits in 2004 verhindert. 

· Beide Parteien haben bislang nur Eckpunkte vorgelegt. Einen durchgerechneten und ausformulierten Gesetzentwurf gibt es nicht. 

· Entlastet werden v.a. Spitzenverdiener, weil der Spitzensteuersatz am stärksten gesenkt werden soll: bei Merz auf 36 Prozent.

· Absenkung des Spitzensteuersatzes zahlen Arbeitnehmer: Entfernungspauschale, Sparerfreibetrag, Feiertags-, Nacht- und Sonntagszuschläge etc. sollen gestrichen werden.

· Abschaffung der Übungsleiterpauschale (= Steuerfreibetrag, von Willy Brandt eingeführt, unter Kohl nicht einmal erhöht): hätte fatale Auswirkungen auf die Arbeit von Vereinen und wäre ein Schlag gegen die Arbeit von Ehrenamtlichen.

· Drei-Stufenkonzept von Merz führt zu Steuerausfällen von rund 30 Mrd. Euro pro Jahr. ( Umsetzung würde Haushalte von Bund, Ländern und Gemeinden in Ruin führen

Wie viel spare ich mit der Steuerreform?

Individuelle Steuerberechnung im Internet unter: http://www.bundesfinanzministerium.de

Wer profitiert?
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Vermerk: Gemeindefinanzreform, Stand: 13.2.2004

Mehr Geld für Städte und Gemeinden
Großunternehmen zahlen wieder Steuern. 

Bislang konnten große Unternehmen ihre Gewinne mit Verlusten aus den Vorjahren voll verrechnen und damit die Gewerbesteuer umgehen. Mit der von uns eingeführten Mindestgewinnbesteuerung werden sie es nun deutlich schwerer haben, sich der Gewerbesteuer zu entziehen. (+ 125 Mio. Euro in 2004)

Wir haben Steuerschlupflöcher geschlossen. 

Dies betrifft die sog. „Gesellschafterfremdfinanzierung“. (+ 200 bis 250 Mio. Euro ab 2005)

Die Kommunen müssen weniger Geld an Bund und Länder abführen.

Dies stellen wir durch die Absenkung der sog. Gewerbesteuerumlage von 28 % auf 20 % sicher. (+ 2,3 Mrd. Euro in 2004)

( Allein in 2004 erhalten die Kommunen 2,5 Mrd. Euro mehr. 
Ab 2005 sogar über 3 Mrd. Euro, ab 2007 3,5 Mrd. Euro mehr. Die kommunalen Einnahmen werden verstetigt, die Investitionsfähigkeit wird gestärkt. 

Was wollen CDU/CSU? 

CDU/CSU wollen die Gewerbesteuer abschaffen (Beschluss des CDU Parteitags in Leipzig im Dezember 2003). Die Gewerbesteuer ist aber die wichtigste eigene Einnahmequelle der Städte und Gemeinden (in 2004 rund 20 Mrd. Euro netto).

Alle zuletzt von CDU/CSU diskutierten Alternativmodelle gehen von örtlichen Zuschlägen zur Einkommen- und Körperschaftsteuer als Kompensation der Gewerbesteuer aus. Eine kräftige Verschiebung der Steuerlast weg von den Unternehmen und hin zu den Arbeitnehmern wäre die Folge. Arbeitnehmer müssten dann durch hohe Zuschläge zu ihrer Lohnsteuer für den Ausgleich der wegfallenden Gewerbesteuer sorgen.

CDU/CSU haben im Vermittlungsausschuss eine grundlegende Reform der Gewerbesteuer (Gemeindewirtschaftssteuer: Einbeziehung von Freiberuflern, Verbreiterung der Bemessungsgrundlage, stärkeres Schließen von Steuerschlupflöchern) verhindert. Selbst die eigenen Kommunalpolitiker hatten sich im Deutschen Städtetag und im Deutschen Städte- und Gemeindebund dafür ausgesprochen. 

Vermerk: Arbeitsmarktpolitik – Dortmund profitiert, Stand 13.2.2004

Direkte Förderung in Dortmund

Sonderprogramm für Langzeitarbeitslose

· Ziel: Verbesserung der (Wieder-)Eingliederung von Langzeitarbeitslosen und von älteren Menschen, die längere Zeit ohne Arbeit waren.

· Gefördert werden sollen 60.000 Langzeitarbeitslose, die Arbeitslosenhilfe und ggf. ergänzende Sozialhilfe beziehen sowie 40.000 Sozialhilfeempfänger, die mindestens sechs Monate arbeitslos sind.

· Bundesweit werden für die gesamte Laufzeit (1.9.2003 - 31.8.05) insgesamt 860 Mio. Euro bereitgestellt. Davon entfallen 28 Mio. Euro auf die Personalausstattung (Einstellung zusätzlicher „Fallmanager“ zur Betreuung der Arbeitslosen). Der größere Teil von 832 Mio. Euro geht in die Fallpauschalen zur Durchführung kommunaler Beschäftigungsmaßnahmen. 

· Nach Dortmund fließen insgesamt rd. 12 Mio. Euro für die gesamte Laufzeit: 392.000 Euro für Personal und rund 11.6 Mio. Euro für ABM; 

in 2003 insgesamt 910.000 Euro, davon 98.000 Euro für Personal, 812.000 Euro für ABM. 

Jump plus – Sonderprogramm für arbeitslose Jugendliche 

· Bundesweit werden für die gesamte Laufzeit (1.7.2003 - 31.12.2004) insgesamt 310 Mio. Euro bereitgestellt, davon 100 Mio. Euro in 2003 und 210 Mio. Euro in 2004 (veranschlagt).

· Für Dortmund: 1,1 Mio. Euro in 2003 und 2,2 Mio. Euro in 2004 (veranschlagt).

Kapital für Arbeit

· Förderprogramm der Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) zur Schaffung neuer Arbeitsplätze (seit 1.11.2002). Das jährliche Fördervolumen beträgt aktuell zehn Mrd. Euro.

· Mittelständische Unternehmen und Freiberufler erhalten für die dauerhafte, sozialversicherungspflichtige Einstellung von Arbeitslosen vergünstigte Fördermittel über die KfW: 50.000 Euro als Eigenkapitalspritze sowie zusätzlich 50.000 Euro von der Hausbank zu marktüblichen Konditionen. 

· In Dortmund wurden bis Dezember 2003 fünf Vorhaben mit 2,5 Mio. Euro gefördert. 43 Arbeitsplätze entstanden. 

Neue Instrumente der Hartz-Gesetzgebung in Dortmund

· Immer mehr Arbeitslose machen sich selbständig: seit Januar 2003 wurden 579 Ich-AGs in Dortmund gegründet.

· Entgegen dem allgemeinen Trend sinkt die Jugendarbeitslosigkeit in Dortmund: in den Monaten November und Dezember 2003 auf den niedrigsten Stand seit 10 Jahren. Dazu hat die Einrichtung des JobCenter 24 gemeinsam mit der Stadt Dortmund einen wichtigen Beitrag geleistet.

Beschäftigung Älterer fördern (Hartz I)
· Entgeltsicherung für ältere Arbeitnehmer: Arbeitslose erhalten ab dem 50. Lebensjahr einen zeitlich befristeten Zuschuss von 50 Prozent der Nettolohndifferenz, wenn sie eine schlechter bezahlte Beschäftigung aufnehmen. Zusätzlich wird ihr Rentenbeitrag aufgestockt.

· Beitragsbonus für Arbeitgeber: Arbeitgeber, die über 55jährige Arbeitslose einstellen, werden von ihrem Beitrag zur Arbeitslosenversicherung (3,25 %) befreit.

· Ausweitung der befristeten Beschäftigung Älterer: Senkung der Altersgrenze, ab der mit Arbeitnehmern befristete Arbeitsverträge ohne sachlichen Befristungsgrund und ohne zeitliche Höchstgrenze abgeschlossen werden können (vom 58. auf das 52. Lebensjahr).

Vermerk: Arbeitslosengeld II, Stand: 16.2.2004

Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes

Alle Arbeitslosengeld-II-Bezieher werden in die gesetzliche Kranken-, Renten- und Pflegeversicherung einbezogen. Die früheren Bezieher von Sozialhilfe profitieren (Rentenversicherungsbeiträge werden in der Sozialhilfe i.d.R. nicht übernommen).

Ein Unterhaltsrückgriff wie in der Sozialhilfe bisher üblich findet nicht statt: Nicht die Familien sind die Ausfallbürgen bei Arbeitslosigkeit.

Die Höhe des Arbeitslosengelds II richtet sich nach dem Bedarf, nicht mehr nach dem früheren Einkommen (d.h., der arbeitslose Manager bekommt genauso viel Geld wie der arbeitslose Maurer). Davon profitieren Familien: Bei Kindern steigt der Bedarf und damit die Leistung. Dagegen nimmt die Arbeitslosenhilfe auf die Größe der Familie keine Rücksicht. 

Familie mit 2 Kindern (unter 14 Jahren):

1036 Euro 
Ehepaar ohne Kinder:

622 Euro

Ledige ohne Kind:

345 Euro

Alleinerziehende mit 1 Kind (unter 7 Jahren):

676 Euro 

zusätzliche Leistungen: 

· Miete und Heizung werden übernommen

· Schwangerschaft: knapp 60 Euro mehr pro Monat

· Behinderte: 120 Euro mehr pro Monat

· mehrtägige Klassenfahrten der Kinder werden bezahlt

· Beiträge zur Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung werden übernommen

· Erstausstattung für die Wohnung (auch Haushaltsgeräte) wird bezahlt

Zuschlag: Der Übergang aus dem Arbeitslosengeld wird durch einen zeitlich befristeten Zuschlag abgefedert: bis zu 160 Euro jeweils für den Erwerbsfähigen und den Partner und bis zu 60 Euro für jedes Kind.

Anrechnung von Vermögen

Anrechnungsfrei bleiben 

· Wohneigentum

· Auto

· Grundfreibetrag von 200 Euro pro Lebensjahr (maximal 13.000 Euro)

· Freibetrag für den Partner des Arbeitslosen (maximal 13.000 Euro)

· Freibetrag pro Kind 750 Euro

· Riester-Anlageformen

· private Altersvorsorge (z.B. Lebensversicherung), die nicht vor der Rente ausgezahlt werden kann: 200 Euro pro Lebensjahr (+ 200 Euro pro Lebensjahr für den Partner); maximal jeweils 13.000 Euro

Beispiel: Familie (Eltern sind 40 Jahre alt) mit 2 Kindern: 
17.500 Euro Grundfreibetrag (bleibt in jedem Fall) + 16.000 Euro private Altersvorsorge + Riester-Rente 

( Wir haben die Vermögensanrechnung für knapp 1 Mio. erwerbsfähige Sozialhilfeempfänger deutlich verbessert: bei der Sozialhilfe waren nur ca. 1.280 Euro für den Hilfesuchenden und 600 Euro für den Partner anrechungsfrei.

( Der Schutz von Altersvermögen durch einen eigenen Freibetrag bringt eine Verbesserung auch für Bezieher von Arbeitslosenhilfe.

Höherer Zuverdienst möglich

Höhere Freibeträge bei der Anrechung von Einkommen:

· bisherige Sozialhilfepraxis: Sozialhilfe wurde ganz gestrichen ab einem monatlichen Bruttolohn von 691 Euro.

· erst bei einem monatlichen Bruttolohn über 1.500 Euro wird Arbeitslosengeld II ganz gestrichen.

Was wollen CDU/CSU?
· Leistung für Arbeitslose unterhalb des Existenzminimums; wird nur auf das Niveau des Existenzminimums aufgestockt, wenn Arbeitslose eine Arbeit annehmen

· Kommunalisierung der Arbeitslosigkeit: 

· würde einen Wechsel von 1,84 Mio. Hilfebedürftigen in die Zuständigkeit der Kommunen bedeuten

· Kommunen sollen Arbeitsmöglichkeiten für Arbeitslose in Größenordnung zwischen 900.000 und 1,5 Mio. anbieten ( würde Kommunen mit etwa 6,9 Mrd. Euro jährlich belasten; Kommunen müßten viele Leistungen, die heute vom Handwerk und kleinen Unternehmen angeboten werden, von den Arbeitslosen verrichten lassen ( Lohndumping, Verdrängung von Arbeitsplätzen auf dem privatwirtschaftlichen Arbeitsmarkt, schadet Handwerk und Mittelstand

· gegenseitige Unterhaltspflicht von Eltern und Kindern
Vermerk: Familien gewinnen, Stand: 13.2.2004

Wir stärken die Familien

Seit 1998 haben wir die Aufwendungen für familienpolitische Maßnahmen um rund 20 Mrd. Euro oder 50 Prozent erhöht. In 2003 haben wir für Familien ca. 60 Mrd. Euro aufgebracht. 

Mehr Kindergeld

Wir haben das Kindergeld dreimal angehoben: von 112 Euro in 1998 auf 154 Euro. Dies ist eine Steigerung um 37,5% Prozent.

Allein dadurch hat eine Familie mit zwei Kindern rund 1.000 Euro im Jahr mehr zur Verfügung als 1998.

Höhere Freibeträge für Kinder und Kinderbetreuungskosten

Die steuerlichen Freibeträge für Kinder und Betreuungskosten haben wir seit 1998 um mehr als 64 Prozent erhöht. 

Unterstützung Alleinerziehender
Mit einem neuen steuerlichen Entlastungsbetrag von 1.308 Euro verbleibt alleinerziehenden Müttern und Vätern netto mehr als mit dem alten Haushaltsfreibetrag (Wegfall in 2004 geht auf Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts zurück). Damit haben wir Rechts- und Planungssicherheit für eine Million Alleinerziehende geschaffen. 

Verbesserungen bei der Rente (Rentenreform 2001)

Auch wenn eine Frau nicht erwerbstätig ist, kann sie nun mit der Riester-Rente eigenständig für das Alter vorsorgen. Hinzu kommt: Je mehr Kinder eine Familie hat, desto höher ist die staatliche Zulage bei der Riester-Rente. 

Vorteile sind Frauen auch in der gesetzlichen Rentenversicherung entstanden: Die Erziehung von Kindern wird bei der Rente nun deutlich besser bewertet. 

Das Hinterbliebenenrecht haben wir modernisiert. Es orientiert sich nun erstmals an der geleisteten Erziehungsarbeit. 

Bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf

Wir haben die Elternzeit (früher Erziehungsurlaub) flexibilisiert: Eltern können die bis zu dreijährige Elternzeit für ein Kind jetzt auch gemeinsam nehmen. 

Wir haben einen Rechtsanspruch auf Teilzeitarbeit eingeführt. Mit einer flexiblen Arbeitszeitgestaltung können Familie und Beruf besser vereinbart werden. 

Bildung und Betreuung – Dortmund profitiert!

Mit dem Investitionsprogramm „Zukunft Bildung und Betreuung“ fördern wir den Ausbau von Ganztagsschulen mit 4 Mrd. Euro. NRW ist Spitze bei der Mittelverteilung und erhält 914 Mio. Euro bis 2007. Gefördert werden Neubau-, Ausbau und Renovierungsmaßnahmen sowie die Schulausstattung (z.B. Kantinen, Bibliotheken, Räume für Werkunterricht und musische Bildung, naturwissenschaftliche Labors, Sportstätten etc.). 

In 2003 hat Dortmund für 19 Ganztagsschulen bereits 6,86 Mio. Euro erhalten. Für das Jahr 2004 hat Dortmund weitere 8,13 Mio. Euro für 21 Ganztagsschulen beantragt.

Verbesserungen durch Hartz III und IV 

Wir machen die Vermittlung von Kinderbetreuung zur Aufgabe des Fallmanagers: Kann eine Frau nicht arbeiten, weil es an Kinderbetreuung mangelt, wird sich der Fallmanager um einen Krippen- oder Kindergartenplatz kümmern. 

Gleiches Recht für alle auf Maßnahmen der Job-Center: Wichtig für Frauen ist, dass sie als Arbeitsuchende gleichermaßen das Recht auf aktive Maßnahmen der Job-Center haben: Beratung, Vermittlung und Leistungen der aktiven Arbeitsförderung (z.B. berufliche Weiterbildung: Lehrgangsgebühren, Fahrt- und Kinderbetreuungskosten). Dies gilt auch für Nichtleistungsbezieherinnen und Berufsrückkehrerinnen.

Arbeitslose Frauen werden nicht in Sozialhilfe abgedrängt: Wichtig für arbeitslose Frauen ist, dass sie als erwerbsfähig eingestuft werden. Die Betreuung von Kindern ist kein Grund für Erwerbsunfähigkeit. Dies ist vor allem für Alleinerziehende entscheidend. Jede arbeitslose Alleinerziehende wird als erwerbsfähig gelten und damit Arbeitslosengeld II und eben nicht Sozialhilfe beziehen. Damit verbunden ist, dass die Beiträge zur Renten-, Kranken- und Pflegeversicherung übernommen werden. Wichtiger ist noch, dass die Alleinerziehenden Kontakt zur Arbeitswelt behalten und nicht in eine Armutsfalle geraten. 

Mehrbedarfszuschläge für Alleinerziehende: Alle Alleinerziehende, die Arbeitslosengeld II beziehen, erhalten Mehrbedarfszuschläge. Die neuen Mehrbedarfszuschläge bedeuten eine deutliche Verbesserung zum bisherigen Sozialhilferecht: Dieses sieht Mehrbedarfszuschläge nur für Alleinerziehende von Kindern in einem bestimmten Alter vor. Außerdem sind die neuen Mehrbedarfszuschläge höher als in der Sozialhilfe.

Bekämpfung von Kinderarmut: Familien dürfen nicht allein wegen ihrer Kinder auf Sozialhilfe angewiesen sein (derzeit oft der Fall). Deshalb erhalten ab 2005 gering verdienende Eltern, die mit ihrem Einkommen zwar ihren eigenen Unterhalt finanzieren können, nicht aber den Unterhalt ihrer Kinder, einen Kinderzuschlag von bis zu 140 Euro pro Monat und Kind (max. für 36 Monate). Mit steigendem Einkommen der Eltern nimmt der Kinderzuschlag ab. Etwa 150.000 Kinder und deren Familien werden mit dem Kinderzuschlag aus dem Bezug von Arbeitslosengeld II herausgeholt. 

Beispiel: Familie mit 2 Kindern: 

Mit einem Nettoeinkommen der Eltern von 1025 Euro erhalten sie den vollen Kinderzuschlag von insgesamt 280 Euro. Hinzu kommen 308 Euro Kindergeld. Damit verfügt die Familie über 1613 Euro.

Bis zu einem Nettoeinkommen der Eltern von 1304 Euro können sie den Kinderzuschlag beziehen. Er beläuft sich dann auf 84 Euro. Das Kindergeld mit eingerechnet verfügt die Familie über 1696 Euro. 
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